
itz. BERLIN. Viele CDU-Wählerwerfen

ihrer Partei vor,
sich in der Bundesregie-

rung
nicht ausreichend

um
die Wirtschaft

und die Sozialsysteme
zu

kümmern.Die

Union müsse Wachstum,Wohlstand und

Wettbewerbsfähigkeitfördern,etwa durch

geringereSteuern,Abgabenund Bürokra-

tie, und zugleichdafür
sorgen,

dass Infra-

struktur,Digitalisierung,Forschungund

Bildungausgebautwürden. Stattdessen

lasse sich die Union
vom

Koalitionspart-

ner
SPD in den notwendigenVorhaben

bremsen,sodass wenigBesserungfür den

StandortDeutschland
zu erwartensei.

Der Wirtschaftsrat der CDU hält die-

sem
Eindruck jetzt einen Katalogmit

weitgehendenund auch unpopulärenRe-

formvorschlägenentgegen.So will
man

sich dafür einsetzen,dass die Kernkraft

zurück
ans

Netz gehtund die zahnärztli-

chen sowie kieferorthopädischenBe-

handlungennicht länger
von

den Kran-

kenkassen bezahlt werden. Das Arbeits-

losengeld1, das bisher bis
zu

zwei Jahre

lang gezahltwird, soll künftig auf maxi-

mal zwölf Monatebegrenztsein.

Das zehnseitigePapier,das der F.A.Z.

exklusiv vorliegt,trägt den Titel: "Damit

auf den Herbst der Reformenein Frühling

des Aufschwungsfolgt".Es versteht sich

als „Zehn-Punkte-Agendafür einen star-

ken Wirtschafts- und Investitionsstandort

Deutschland"und knüpft
an

den
von

Bun-

deskanzlerFriedrich Merz (CDU)
ausge-

rufenen "Herbst der Reformen"sowie
an

die "Agenda2010" des früherenKanzlers

GerhardSchröder(SPD)
zur

Belebungdes

Arbeitsmarktsund der Sozialsysteme
an.

So verlangtder Wirtschaftsrat,das

Renteneintrittsalter
an

die Lebenserwar-

tung
zu

knüpfen
—

also länger
zu

arbeiten

—

und die Frühverrentungeinzuschrän-

ken. Für ähnliche Forderungenin der

F.A.Z. hatte Wirtschaftsministerin Ka-

therina Reiche (CDU) viel Kritik erfah-

ren,
auch

aus
den eigenenReihen. Die

Sprachedes Wirtschaftsrats ist teilweise

kämpferisch-salopp,
zum

Beispiel
wenn

er
verlangt, die Grundsicherung

"zu-

rechtzustutzen".Transferempfänger,et-

wa
im Bürgergeld,seien stärker

zu
for-

dern, indem sie Eigenanstrengungen
zur

Arbeitsaufnahme selbst nachweisen

müssten.

"Der Herbst der Reformen
muss

be-

herzt umgesetztwerden",sagt dazu Wolf-

gang
Steiger, der Generalsekretärdes

Wirtschaftsrats. "Alles andere wäre für

die Glaubwürdigkeitdieser Regierungund

die Wettbewerbsfähigkeit
unserer

Volks-

wirtschaftbrandgefährlich."Mit ihren ho-

hen Steuern,Arbeits-,Regulierungs-und

Energiekostensei die Bundesrepublik

derzeit „keinwettbewerbsfähigerWirt-

schaftsstandort",
so

Steiger,der auch Kri-

tik
an

der Union übt: "Schuldenfinanzier-

te staatliche Ausgabenprogrammewerden

hieran nichts ändern. Wir brauchen end-

lich einen Befreiungsschlagmit konse-

quentenund mutigenmarktwirtschaftli-

chen Strukturreformen."Das Papierkriti-

siert, dass sich CSU und SPD mit falschen

Ansätzen durchgesetzthätten: "Die positi-

ven
Wirkungender Wachstumsinitiative

werden durch die jüngstenMaßnahmenin

der Rentenversicherung
—

etwa Mütter-

rente und Haltelinie bei 48 Prozent
—

wie-

der mehr als zunichte gemacht."

Die Abgabenbegrenzungist Steigerbe-

sonders wichtig."Hierfürbraucht
es

einen

Kurswechselhin
zu

mehr Eigenverantwor-

tung in sämtlichen Zweigender Sozialver-

sicherung",sagt er.
In dem Papierheißt

es:

"UnseremSozialstaat droht die Überlas-

tung",
er

sei "eine tickende Zeitbombe".

Betriebe und Arbeitnehmerzahlten jetzt

schon Rekordbeiträge.In wenigenJahren

werde die Sozialabgabenquotemehr als 50

Prozentbetragen.Überdiesflössen immer

mehr Steuern in die Sozialkassen,etwafür

die Rente: "Damitwird nicht
nur

die Wett-

bewerbsfähigkeitgefährdet,sondern auch

die Legitimationdes Sozialstaats selbst."

Neben der Begrenzungdes Arbeitslo-

sengeldsauf ein Jahr, neben der langfristi-

gen
Kopplungdes Renteneintritts

an
die

Lebenserwartungund neben der Beseiti-

gung von
Anreizen

zur
Frühverrentung

sprichtsich der Rat auch für eine Stärkung

der privatenkapitalgedecktenAltersvor-

sorge aus.
In der Pflegegelte

es
ebenfalls,

privateZusatzversicherungenstärker ein-

zubinden. In der Unfallversicherung
—

die

der Arbeitgeberallein zahlt

—

müsse der

Arbeitnehmerfür die Wege
zur

Arbeit und

zurückselbst die Verantwortungtragen.

Am weitestengehendie Forderungen

in der gesetzlichenKrankenversicherung

(GKV)."VerschiedeneLeistungenlassen

sich gut privatabsichern oder selbst tra-

gen
und sollten nicht längerim Umlage-

verfahren den Beitragszahlern
zur

Last

fallen", schreiben die Autoren. "Dazu

zählen beispielsweisegenerelldie zahn-

ärztlichen Leistungen,Kieferorthopädie

oder Fahrtkosten für Behandlungen."

Das würde auch die kieferorthopädische

Behandlung
von

Kindern und Jugendli-

chen umfassen;jederzweite Minderjähri-

ge
wird derzeit

so
therapiert.

Zwar sind die Eigenanteilebeim Zahn-

arzt höher als in anderen Praxen,gleich-

wohl könntendie GKV und ihre Beitrags-

zahler mit den Vorschlägendes Rats viel

Geld
sparen:

Nach Angabendes Ersatz-

kassenverbandsVDEK gaben die Versi-

cherungen2024 mehr als 18 Milliarden

Euro für zahnärztlicheBehandlung
aus,

fast sechs Prozentaller GKV-Ausgaben.

Auch die Zuzahlungenbeim Arzt will der

Wirtschaftsratausweiten: „DurchSelbst-

beteiligungensollte das Prinzip der

Eigenverantwortungauch in der Kran-

kenversicherunggestärktwerden."

In der Energiepolitikfordert der Rat,

dass sich Merz und Reiche bis Weihnach-

ten „gegen
eine zauderndeund unwillige

SPD" durchsetzenmüssten.Es sei nötig,

das Erneuerbare-Energien-Gesetzabzu-

schaffen,
um

"unfaire Überrenditen"

mancher Ökostromerzeuger
zu

vermei-

den. Wie
es

auch Merz
am

Freitag
anreg-

te, müsse
es

eine "Abschaffungdes Ver-

brennerverbots"geben.Kernkraftwerke

dürften nicht länger abgerissenwerden

(„Rückbaumoratorium").Stattdessen be-

dürfe
es

eines "umfassendenPlans
zum

Wiederaufbau".Dabei bleibt unklar, ob

auch
neue

Atomanlagengemeintsind.

Zur Steuersenkungschlägtder Rat
vor,

den Solidaritätszuschlagfür alle abzu-

schaffen und die Unternehmenssteuern

sofort auf 25 Prozent
zu

deckeln. Statt die

Schuldenbremse aufzuweichen,brauche

es
"derenVerschärfung",

was
auch

"ver-

deckte Verbindlichkeitenmit berücksich-

tigt". Damit dürftenNebenhaushalteund

Sondervermögengemeintsein.DerWirt-

schaftsrat steht der CDU nahe, ist aber

nicht offizieller Teil des Parteigefüges.
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